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Ergebnisse der Fragebogenerhebung bei den Jugendämtern im Gebiet des Landschaftsverbandes zum Thema 
„Elternschaft von Menschen mit einer geistigen Behinderung“

	I. Ziel und Inhalt der Fragebogenerhebung
	 
	 
	 
	 

	Vor dem Hintergrund der Sondersitzung zum Thema „Elternschaft von Menschen mit Behinderung“ vom 12.03.08 wollten wir mit Hilfe des Fragebogens zum einen ermitteln, wie viele Fälle von Elternschaft bei Menschen mit einer geistigen Behinderung es in den letzen zwei Jahren bei den Jugendämtern gab bzw. wie viele Eltern zurzeit von diesen unterstützt werden. Darüber hinaus wollten wir wissen, welche Leistungen die Eltern und Kinder erhalten und wie diese finanziert werden und ob die Eltern mit ihren Kindern zusammen oder von diesen getrennt leben.

	
	
	
	
	

	II. Statistische Angaben

	
	
	
	
	

	Insgesamt versandte Fragebögen
	93
	
	
	

	Positive Rückmeldungen
	36
	
	
	

	Negativmeldungen
	19
	
	
	

	Rücklauf gesamt
	55
	
	
	

	Rücklaufquote
	59,14
	%
	
	

	
	
	
	
	

	III. Evaluation der Ergebnisse

	
	
	
	
	

	Gesamtzahl der Elternteile mit einer geistigen Behinderung
	144
	
	
	

	Gesamtzahl der Kinder von Eltern mit einer geistigen Behinderung
	192
	
	
	

	Anzahl der Trennungen der Kinder von den Eltern und Fremdunterbringungen
	52*
	*Im Falle einer Fremdunterbringung wurde die Mehrheit der Kinder in Pflegefamilien untergebracht, der Rest im Heim und in zwei Fällen erfolgte eine Adoption

	
	
	

	1. Verteilung der rückgemeldeten Elternschaften und Kinderzahlen auf Kreise, kreisfreie Städte und kreisangehörige Gemeinden (*Die Auflistung enthält nur Angaben der Jugendämter, die eine positive oder negative Rückmeldung gegeben haben. Die übrigen Jugendämter haben auf unsere Anfrage nicht reagiert)

	
	Anzahl Elternteile
	Anzahl Kinder
	
	

	Kreise
	 
	 
	
	

	Rhein-Erft Kreis
	4
	9
	
	

	Kreis Wesel
	5
	4
	
	

	Kreis Kleve
	3
	3
	
	

	Kreis Heinsberg
	2
	2
	
	

	Rhein.-Bergischer Kreis
	1
	1
	
	

	Kreis Aachen
	0
	0
	
	

	Rhein-Kreis Neuss
	0
	0
	
	

	
	
	
	
	

	Kreisfreie Städte
	 
	 
	
	

	Stadt Essen
	21
	28
	
	

	Stadt Duisburg
	20
	31
	
	

	Stadt Köln
	10
	12
	
	

	Stadt Oberhausen
	7
	10
	
	

	Stadt Solingen
	3
	3
	
	

	Stadt Mettmann
	0
	2
	
	

	Stadt Düsseldorf
	1
	1
	
	

	Stadt Krefeld
	0
	0
	
	

	Stadt Mülheim a. d.Ruhr
	0
	0
	
	

	Stadt Aachen
	0
	0
	
	

	
	
	
	
	

	Kreisangehöriger Gemeinden
	 
	 
	
	

	Heiligenhaus
	7
	10
	
	

	Geilenkirchen
	7
	9
	
	

	Wipperfürth
	3
	8
	
	

	Sankt Augustin
	4
	7
	
	

	Erkrath
	2
	5
	
	

	Heinsberg
	2
	5
	
	

	Bergheim
	5
	7
	
	

	Geldern
	3
	3
	
	

	Gummersbach
	2
	3
	
	

	Hückelhoven
	3
	3
	
	

	Stolberg
	2
	3
	
	

	Viersen
	3
	3
	
	

	Wiehl
	2
	3
	
	

	Grevenbroich
	2
	2
	
	

	Haan
	3
	2
	
	

	Rösrath
	1
	2
	
	

	Siegburg
	3
	2
	
	

	Würselen
	2
	2
	
	

	Dormagen
	2
	2
	
	

	Eschweiler
	2
	2
	
	

	Alsdorf
	2
	1
	
	

	Hennef
	1
	1
	
	

	Radevormwald
	1
	1
	
	

	Bergisch Gladbach
	3
	0
	
	

	Düren
	0
	0
	
	

	Bad Honnef
	0
	0
	
	

	Kevelaer
	0
	0
	
	

	Lohmar
	0
	0
	
	

	Meerbusch
	0
	0
	
	

	Niederkassel
	0
	0
	
	

	Rheinbach
	0
	0
	
	

	Velbert
	0
	0
	
	

	Voerde
	0
	0
	
	

	Wermelskirchen
	0
	0
	
	

	Bornheim
	0
	0
	
	

	Langenfeld
	0
	0
	
	

	Willich
	0
	0
	
	

	Hilden
	0
	0
	
	

	 

	2. Finanzierung

	In der überwiegenden Zahl der Fälle erfolgt die Unterstützung von Eltern und Kindern sowohl im ambulanten als auch im stationären Bereich über verschiedene Leistungen der Jugendhilfe. Nur vereinzelt bekommen die Eltern Fachleistungsstunden im Rahmen des Betreuten Wohnens.

	

	

	
	
	
	
	

	3. Sonstige Anmerkungen der Jugendämter

	Es werden etliche Familien betreut, die im Grenzbereich LB/GB anzusiedeln sind und ausschließlich Jugendhilfeleistungen erhalten, aber keinen Zugang zur Eingliederungshilfe haben. 

	Die Zuständigkeit und Koordination von Eingliederungshilfe für Familien, in denen mehrere Personen einen Hilfebedarf haben, wird von der Eingliederungshilfe nicht durchgehend sichergestellt. Es ist für die Familien nicht erkennbar, wie verschiedene Hilfepläne abgestimmt werden.

	Eine gute Kooperation mit dem gesetzlichem Betreuer, falls vorhanden, sowie mit dem Kinderarzt sollte erfolgen

	Insgesamt wird ein Mangel an geeigneten Wohnangeboten (wie z.B. betreutem Eltern-Kind-Wohnen) beklagt.


